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Vorwort

Diese Arbeit entstand während meiner Zeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter bei 
der Kanzlei Pinsent Masons in den Jahren 2019 bis 2023. Sie wurde im August 
2023 von der Juristischen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen unter dem Titel „Die Erweiterte Kollektive Lizenz als Lizenzierungsmittel 
im Rahmen der Haftung von Diensteanbietern für das Teilen von Online-Inhalten 
– Eine Analyse des teleologischen Bandes zwischen Art. 17 und Art. 12  DSM-RL“ 
als Dissertation angenommen. Das Rigorosum fand am 18. Oktober 2024 in 
München statt. Zur Veröffentlichung wurde die Literatur auf den Stand März 
2025 aktualisiert, auch neuere Rechtsprechung wurde insoweit berücksichtigt.

Mein herzlichster Dank gebührt zunächst meinem Doktorvater, Herrn Prof. 
Dr. Matthias Leistner, LL.M. (Cambridge) für die hervorragende Betreuung. Er 
ließ mich diese Arbeit als externer Doktorand an seinem Lehrstuhl fertigen, was 
mir die besondere Symbiose zwischen der praktischen Betrachtung des Rechts 
und der Wissenschaft ermöglichte. Er verstand es in besonderer Weise im Aus-
tausch mit mir weitsichtige und sorgsame Anmerkungen zu geben, die einerseits 
meine eigenen Gedanken im Rahmen der wissenschaftlichen Freiheit anregten 
und zugleich den Weg der Arbeit Schritt für Schritt ebneten. Hierfür und für die 
vielen Zusammenhänge des Urheberrechts, die er mir in meiner Promotionszeit 
aufzeigte, bin ich zutiefst dankbar. Nicht unerwähnt bleiben sollen auch die von 
ihm geschaffenen Möglichkeiten, bei Doktorandenseminaren oder dem Nordic/
German IPR Network Meeting meine Gedanken international präsentieren zu 
dürfen. Sie haben wesentlich zum Erfolg der Arbeit beigetragen.

Herrn Prof. Dr. Thomas Ackermann, LL.M. (Cambridge) danke ich für die 
Erstellung des Zweitgutachtens zu dieser Arbeit, welches viele wertvolle Impul-
se enthielt.

Darüber hinaus danke ich Herrn Prof. Dr. Ansgar Ohly, LL.M. (Cambridge) 
nicht nur für die angenehme Prüfung im Rahmen des Rigorosums, sondern vor 
allem auch für die zahlreichen Anmerkungen bei den Doktorandenseminaren in 
Brixen. Seine Denkanstöße und Hinweise waren für das Fortkommen dieser Ar-
beit von großem Wert.

Besonderer Dank gilt Herrn Rechtsanwalt Dr. Nils Rauer, MJI, der mich für 
das Urheberrecht begeisterte und mir durch die Möglichkeit erster gemeinsamer 



VI Vorwort

Publikationen die besondere Freude am wissenschaftlichen Arbeiten aufzeigte. 
Durch zahllose Gespräche schärfte er mein Verständnis für die Verbindungen 
zwischen der rechtsanwaltlichen Praxis und der Wissenschaft und ermutigte 
mich stets eigene Wege einzuschlagen.

Für die Durchsicht des Manuskripts, ein jederzeit offenes Ohr sowie die 
freundschaftliche Unterstützung seit Beginn der Arbeit durch Höhen und Tiefen 
möchte ich meinen guten Freunden Rechtsanwalt Dario Mauder, Max Poburski 
sowie Friedrich Greverath danken.

Von ganzem Herzen will ich auch meiner Lebensgefährtin, Charlotte Lessing, 
danken. Ihre fortwährend achtsame und selbstlose Unterstützung, ihr zugeneig-
tes, ehrliches Interesse für meine Tätigkeit sowie ihre tatkräftige Unterstützung 
bei der Durchsicht des Manuskripts waren eine unentbehrliche Hilfe für das Ge-
lingen der vorliegenden Arbeit.

Abschließend bin ich meinen Eltern, Christine Mehnert und Mahmoud Bibi, 
zu aller tiefster Dankbarkeit verpflichtet. Ihr immerwährender bedingungsloser 
Rückhalt und ihre liebevolle Förderung haben meinen Werdegang und damit die 
Entstehung dieser Arbeit erst ermöglicht. Ihnen beiden ist dieses Werk gewid-
met.

London, im Juni 2025 Alexander Mahmoud Bibi
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Einführung





§ 1 Thematischer Hintergrund und Zielsetzung  
der Untersuchung

Die Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. April 2019 über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im digi-
talen Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG 
oder kurz „DSM-RL“ für Digital Single Market-Richtlinie ist die größte Verän-
derung des europäischen Urheberrechts-Acquis seit Jahrzehnten.

Während das alte Recht hinsichtlich der (heute) großen Internetplattformen 
darauf ausgerichtet war, die damals noch „zarten Pflänzchen“ der Digitalwirt-
schaft nicht zu überregulieren und damit ihr Wachstum zu verhindern1, betrachtet 
man die Plattformen heute als Märkte wie auch Kultur prägende wirtschaftlich 
agierende Akteure, die einer Regulierung bedürfen. Zentral hierfür ist das Haf-
tungsrecht der Plattformen, da mit ihm Anreize für Fortschritt und Innovation 
und gleichermaßen zur Vermeidung von Schäden gesetzt werden können. Die 
besondere Schwierigkeit dabei ist, dass es sich um eine Regulierung von Akteu-
ren handelt, die Intermediäre sind und damit weder der Seite der Rechtsinhaber 
noch der Seite klassischer Nutzer zugeordnet werden können.2

Besonders fragil ist insoweit die Lage im Urheberrecht. Denn hier werden die 
meisten Verletzungen durch Personen begangen, die im Rahmen ihrer Privat-
sphäre agieren. Dabei handelt sich um ein Verhalten, das im Schutze des privaten 
Umfelds als eine Selbstverständlichkeit verstanden wird. Folglich kann ein urhe-
berrechtliches Haftungssystem sich nicht nur im volkswirtschaftlichen Sinne an 
einer effizienten Ressourcenallokation orientieren, sondern muss auch einen 
Rahmen setzen, der es normativ zulässt, dass alltägliche Handlungen der Men-
schen respektiert werden. Das Urheberrecht bedarf insoweit der sozialen Akzep-
tanz, die bei jüngeren Menschen ohnehin zunehmend gefährdet ist. Andernfalls 
führt dies zu einer kollektiven Ablehnung, was im kaum kontrollierbaren Internet 
zu einem faktischen Versagen führt, dessen Folgen vor allem die Urheber tragen 
müssen.3

1 Ohly, GRUR 2017, 441, 449.
2 Vgl. Wagner, GRUR 2020, 329, 329 f.
3 Leistner/Metzger, IIC 2017, 381, 383.
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Trotz dieser Schwierigkeiten hat der europäische Gesetzgeber mit der Schaf-
fung des Art. 17 DSM-RL für das Urheberrecht einen ersten Aufschlag für eine 
europäisch harmonisierte Plattformregulierung gewagt. Es ist nur konsequent, 
dass diese spezielle Regelung für das Urheberrecht in Zukunft durch den allge-
mein geltenden Digital Services Act und den Digital Markets Act ergänzt werden 
wird.4

Dabei stach der Gesetzgeber in ein ausgesprochenes Wespennest. Die Diskus-
sion legte das Dilemma des modernen Urheberrechts, das auf die drängenden 
Fragen seiner Zeit nur schwer Antworten findet, schonungslos offen. Dazu ge-
hört etwa die Frage, wie Kreative im Internet für das, was sie kreieren, angemes-
sen vergütet werden. Zugleich aber auch der Zugang zu den Inhalten sicherge-
stellt wird, die als Fundament für weitere Kreativität und einen Meinungsaus-
tausch dienen. Dahinter steckt ein fortwährender Interessenskonflikt. Auf der 
einen Seite findet sich ein stetiger Ausbau des Urheberrechtsschutzes, um Inno-
vation und Kreativität abzusichern. Auf der anderen Seite stehen die Ermögli-
chung und die Absicherung alltäglichen und privaten Handelns sowie einer kul-
turellen und politischen Fortentwicklung, die gleichermaßen erwünscht sind. Im 
Ergebnis ist die Erkenntnis, dass eine ideologische Betrachtung5, die das Urhe-
berrecht entweder individualistisch auf Exklusivität oder entgegengesetzt kol-
lektiv auf eine gemeinschaftliche Nutzung ausrichtet, zu keinen erstrebenswer-
ten Ergebnissen führt, nicht neu. Insofern muss ein Mittelweg als Balance der 
Interessen im Urheberrecht stets neu gefunden werden.

Bei Art. 17 DSM-RL gestaltete sich diese Diskussion im wahrsten Sinne des 
Wortes eher als Kampf. Der Meinungsaustausch rund um den Art. 17 DSM-RL 
nahm grundsätzliche Züge an. Beispielhaft hierfür stellte etwa Felix Reda in 
einem Beitrag in der Debatte zur Umsetzung des Art. 17 DSM-RL für den Tages-
spiegel vom 29. Juli 2021 die Frage „Warum ist das Internet noch da?“.6 Die 
Sorge vor (politischer) Zensur7, einer ökonomischen Instrumentalisierung des 
Urheberrechts als Recht „von Verwertern für Verwerter“8 sowie einer Beschnei-

4 Zum DMA etwa Wielsch, ZUM 2023, 153; zum DSA etwa Raue, ZUM 2023, 160 oder 
Dregelies, MMR 2022, 1033.

5 Vgl. Schovsbo/Riis/Rosenmeier, ZUM 2022, 405, 407.
6 Reda, Artikel 17: Warum ist das Internet noch da?, Tagesspiegel v. 29.07.2021, abrufbar 

unter: https://background.tagesspiegel.de/digitalisierung/artikel-17-warum-ist-das-internet-noch-
da.

7 Horchert, Demos in deutschen Städten – „Lasst euch das Internet kurz erklären, bevor ihr 
es kaputt macht“, Spiegel v. 23.03.2019, abrufbar unter: https://www.spiegel.de/netzwelt/netz 
politik/artikel-13-und-uploadfilter-zehntausende-protestieren-gegen-urheberrechtsreform- 
a-1259360.html.

8 Lobo, Lasst uns nicht auf diese Fake-Reform hereinfallen!, Spiegel v. 20.03.2019, abruf-

https://background.tagesspiegel.de/digitalisierung/artikel-17-warum-ist-das-internet-noch-da
https://background.tagesspiegel.de/digitalisierung/artikel-17-warum-ist-das-internet-noch-da
https://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/artikel-13-und-uploadfilter-zehntausende-protestieren-gegen-urheberrechtsreform-a-1259360.html
https://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/artikel-13-und-uploadfilter-zehntausende-protestieren-gegen-urheberrechtsreform-a-1259360.html
https://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/artikel-13-und-uploadfilter-zehntausende-protestieren-gegen-urheberrechtsreform-a-1259360.html
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dung von Grundrechten der Nutzer9, mit anderen Worten also einer Reform, die 
die notwendige Balance zwischen Exklusivität und Zugang eben nicht bewerk-
stelligen kann, war groß. Sie war so groß, dass sich unter dem Schirm der Initia-
tive „Save the Internet“ am 23. März 2019 europaweit bis zu 170.000 Menschen 
versammelten, um gegen Art. 17 DSM-RL10 zu demonstrieren. Gleichzeitig 
schlossen Plattformen wie Wikipedia für einen Tag ihre Dienste, um sich den 
Demonstrationen gegen die Urheberrechtsreform anzuschließen.11 Der zentrale 
Kampfbegriff hierbei waren sogenannte „Uploadfilter“, die als technisches Mit-
tel eingesetzt werden, um rechtswidrige Inhalte auf den Plattformen zu sperren.

Zugleich machten Protestaufrufe, wie der der CEO von YouTube, Susan Woj-
cicki, deutlich, dass es sich hierbei um eine Regulierung handelt, deren Auswir-
kungen erhebliche wirtschaftliche Relevanz haben und es letztlich um die Frage 
der Verteilung von Geldern innerhalb eines Marktes geht, der Milliarden um-
setzt.12

Das Urheberrecht legte also in den vergangenen Jahren seinen ihm oft zuge-
schriebenen akademischen „Hauch des Schöngeistigen“13 ab und wurde zur Büh-
ne für ein bisher einmaliges digital- und kulturpolitisches Aufbäumen einer euro-
päischen Gesellschaft. Die Ausgestaltung von Exklusivität und Zugang des Ur-
heberrechts unter ihren kulturellen, politischen wie auch ökonomischen Facetten 
war im Mittelpunkt der gesellschaftlichen und politischen Debatte angekommen.

Doch wohin führt der Weg nunmehr nach der Umsetzung des Art. 17  
DSM-RL? Wie steht es um den beschworenen Interessenausgleich im Rahmen 
des Art. 17 DSM-RL? Wie sind die Lösungsmechanismen, die der Gesetzgeber 
ausgearbeitet hat, zu bewerten? Bieten sie den notwendigen Raum für einen In-
teressenausgleich oder werden womöglich bestimmte Teilgruppen der einen oder 
anderen Seite bevorzugt? Diese Fragen sind bisher noch nicht kohärent, umfas-
send und insbesondere systematisch vor dem Hintergrund einer rechtsökonomi-
schen Analyse des neuen Rechts beantwortet. Hierzu soll die vorliegende Arbeit 
einen Beitrag leisten. Insbesondere soll jedoch auch ein Blick in die Zukunft 

bar unter: https://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/eu-urheberrecht-lasst-uns-nicht-auf-die 
se-fake-reform-hereinfallen-kolumne-a-1258790.html.

9 Herbold, Protest gegen Uploadfilter: Angst um das Internet, wie wir es kennen, Tagesspie-
gel v. 20.03.2019, abrufbar unter: https://www.tagesspiegel.de/politik/protest-gegen-uploadfil 
ter-angst-um-das-internet-wie-wir-es-kennen/24111770.html.

10 Zu Beginn handelte es sich damals noch um Art. 13 der Richtlinienentwürfe.
11 Vgl. Rauer/Bullinger, in: Wandtke/Bullinger, Urheberrecht, 6. Aufl. 2022, Vorb. §§  1 

  UrhDaG Rn.  25 ff.
12 Vgl. Wojcicki, The potential unintended consequences of article 13, 12.11.2020, YouTube 

official blog, abrufbar unter: https://blog.youtube/inside-youtube/i-support-goals-of-article-13- 
i-also/.

13 Hilty, GRUR 2009, 633, 633.
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https://www.tagesspiegel.de/politik/protest-gegen-uploadfilter-angst-um-das-internet-wie-wir-es-kennen/24111770.html
https://blog.youtube/inside-youtube/i-support-goals-of-article-13-i-also/
https://blog.youtube/inside-youtube/i-support-goals-of-article-13-i-also/
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geworfen werden, um identifizierte Problemfelder zu lösen und eine Interessen-
balance unter Berücksichtigung der spezifischen Aspekte des Art. 17 DSM-RL 
herzustellen.

So wurde abseits der schillernden Debatten um Art. 17 DSM-RL ebenso in der 
DSM-RL ein neues Instrument für die kollektive Rechtewahrnehmung auf euro-
päischer Ebene geschaffen: die erweiterte kollektive Lizenz (EKL). Dabei geht 
es um die Schaffung eines Lizenzsystems innerhalb der kollektiven Rechtever-
wertung, das es ermöglicht, Lizenzen auf Personen auszudehnen, die eigentlich 
gar nicht von der Verwertungsgesellschaft vertreten werden. Das Potenzial liegt 
in einer erheblichen Vereinfachung der Lizenzierung von Urheberrechten, insbe-
sondere im Rahmen von Massennutzungen. Für das Recht der kollektiven Rech-
teverwertung im Urheberrecht interessiert sich selbst in urheberrechtlich interes-
sierten Fachkreisen nur ein kleiner Teil. Wenig erstaunlich ist es daher, dass die 
EKL, obwohl sie als Form der kollektiven Rechteverwertung bereits in anderen 
Mitgliedsstaaten der EU, allen voran den nordischen Ländern, bekannt war, bis-
her eher ein Schattendasein führte. Hervorzuheben ist – zumindest aus deutscher 
Sicht – insoweit jedoch die Dissertation von Felix Trumpke, der vor nicht allzu 
langer Zeit das nordische System der EKL ausführlich analysierte.14 Das neue 
nunmehr europäisch gefasste System der EKL in Art. 12 DSM-RL wurde gleich-
wohl noch nicht in dieser Tiefe analysiert. Dies soll in dieser Arbeit geschehen.

Doch warum gerade eine Verknüpfung des Art. 17 DSM-RL mit einem Instru-
ment der kollektiven Rechtewahrnehmung in einer Arbeit? Der EKL liegt ein 
ganz erhebliches Potenzial zu Grunde, die kollektive Lizenzierung im Bereich 
von Massennutzung weiter zu vereinfachen. Insbesondere gilt dies für den Be-
reich digitaler Nutzungen, in dem Art. 17 DSM-RL angesiedelt ist. Um mit den 
Worten von Trumpke zu sprechen, stellt die EKL die „Nahtstelle“ zwischen „Ex-
klusivität und Kollektivierung“ dar.15 Damit ist letztlich nichts anderes als der 
unter Art. 17 DSM-RL angesprochene Interessenausgleich zwischen Exklusivität 
des Urheberrechts und Zugang zum urheberrechtlich geschützten Inhalt ange-
sprochen.

Die EKL soll also im Rahmen dieser Arbeit als ein rechtliches Instrument 
analysiert werden. Die entscheidende Frage ist, ob die EKL ein Instrument dar-
stellt, mit dem ein Interessenausgleich im Rahmen komplexer Lizenzmärkte um-
fassend vertraglich antizipiert werden kann, um allen Beteiligten einen verlässli-
chen Rechtsrahmen zu bieten, ohne dass ein Interessenausgleich erst nachträg-
lich konstruiert werden muss. Letzteres würde immer die Gefahr mit sich bringen, 
dass das Pendel zu sehr in die eine oder andere Richtung ausschlägt und sich die 

14 Trumpke, Exklusivität und Kollektivierung, 2016.
15 Trumpke, Exklusivität und Kollektivierung, 2016, S. 37.
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Befürchtungen, die etwa mit Blick auf Art. 17 DSM-RL geäußert wurden, bestä-
tigen. Die Frage, ob die EKL grundsätzlich dazu geeignet ist, mögliche Problem-
felder des Art. 17 DSM-RL aufzulösen und wie sie dazu genutzt werden muss, ist 
das zentrale Erkenntnisinteresse dieser Arbeit. Es geht also darum zu analy sieren, 
ob die EKL in ihrer neu eingeführten Form des Art. 12 DSM-RL als Mittel dazu 
dienen kann, die benötigte Balance zwischen Exklusivität und Zugang durch die 
Nutzung kollektiver Verwertungssysteme in Bezug auf Art. 17 DSM-RL herzu-
stellen.





§ 2 Gang der Darstellung

Um diese Fragen beantworten zu können, ist die Arbeit in drei Kapitel unterteilt:
Kapitel 1 beginnt mit einer Darstellung der wesentlichen Änderungen der 

Rechtslage durch Art. 17 DSM-RL unter Berücksichtigung der gesetzgeberi-
schen Ziele (§  1 A. und B.). Wesentlich für die weitere Untersuchung ist dabei 
auch die Analyse der Rechtsnatur des Art. 17 DSM-RL und seines Verhältnisses 
zum bestehenden Recht (§  1 C.), da sich danach die Frage richtet, welche Instru-
mente de lege lata angewandt werden können, um auf etwaige Probleme des 
Art. 17 DSM-RL zu antworten.

Nachdem auf diese Weise ein grundlegendes Verständnis für Art. 17 DSM-RL 
geschaffen wurde, geht es anschließend darum, die Handhabung der durch 
Art. 17 DSM-RL vorgegebenen Anweisungen für Diensteanbieter für das Teilen 
von Online-Inhalten (im Folgenden: DTO) mit Blick auf den Lizenzmarkt zu 
beleuchten und einer Auslegung sowie einer Folgenbetrachtung zuzuführen (§  2 
A. und B.). Die deutsche Umsetzung des Art. 17 DSM-RL im UrhDaG erfährt 
dabei eine eigene Betrachtung (§  2 C.).

Kapitel 2 kontextualisiert die auf europäischer wie auch auf deutscher Ebene 
gefundenen Ergebnisse hinsichtlich rechtsökonomischer (§  1 A. und B.) sowie 
funktional-normativer Erwägungen (§  1 C.). Im Fokus steht dabei die Anreiz-
struktur, die das Gesetz setzt. Auf diese Weise werden die wesentlichen Problem-
felder des Art. 17 DSM-RL offengelegt. Im Lichte dieser Ausgangsbasis sollen 
sodann die vom Gesetzgeber bereits vorgesehenen Lösungsmechanismen be-
leuchtet werden (§  2). Insbesondere sollen hierbei die vorgesehenen Schranken-
mechanismen des Art. 17 DSM-RL untersucht werden. Eine besondere Rolle 
spielt dabei einerseits die Analyse der Anreizstrukturen für die regulierten Platt-
formen, die Schranken praktisch zu beachten sowie andererseits die Anreizstruk-
tur für Nutzer, sich auf ihre garantierten Schranken auch tatsächlich zu berufen 
(§  2 A. und B.). Diese weitgehend theoretischen Ergebnisse sollen sodann mithil-
fe tatsächlicher Beobachtung und Daten von YouTube kontextualisiert werden 
(§  2 C.). Auf diese Weise lässt sich insgesamt die Effektivität der vorgesehenen 
Lösungen abschätzen (§  2 D.). Einen eigenen Raum nimmt in diesem Kontext 
sodann auch die Analyse des besonderen deutschen Konzepts der mutmaßlich 
erlaubten Nutzungen als Umsetzung des Art. 17 DSM-RL ein (§  2 E.). Nur so 
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